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Gebrauch macht. Die Versäumung der Berufungsfrist durch 
den Verklagten zu І) ist deshalb ohne Rechtsnachteil.

Die Rechtsstellung des Ursprungsbetriebs im Zusammen­
hang mit einem Nichtigerklärungsverfahren gilt auch für not­
wendige Wirtschaftspatente, die vor dem Inkrafttreten des 
jetzt geltenden PatG vom 27. Oktober 1983 — in Kraft seit 
1. Januar 1984 — erteilt wurden. Hinzu kommt aber vor al­
lem, daß das Nichtigerklärungsverfahren gemäß § 21 PatG 
i. V. m. § 27 PVerfO zwingend voraussetzt, daß vor seiner Ein­
leitung in prinzipieller Übereinstimmung mit § 15 Abs. 3 PatG 
sowohl der Erfinder als auch der Ursprungsbetrieb aufge­
fordert worden waren, auf das Patent oder das Geltendmachen 
von Rechten daraus zu verzichten, und zwar unabhängig da­
von, wann das Patent erteilt wurde.

Die Berufung ist auch sachlich begründet.
Wie die Spruchstelle zutreffend erkannt hat, sind gemäß 

§ 32 Abs. 1 PatG bei Patenten, die vor Inkrafttreten der jetzt 
geltenden patentrechtlichen Regelungen erteilt worden sind, 
sachliche Grundlage der Prüfung eines Antrags auf Nichtig­
erklärung die Regelungen der §§ 1 und 4 PatG vom 6. Septem­
ber 1950. Nichtigkeitsgründe liegen danach nicht vor.

Der Entscheidung der Spruchstelle ist zunächst darin zu 
folgen, daß das Patent nicht bereits wegen fehlender gewerb­
licher Benutzbarkeit (§ 1 Abs. 1 PatG [1950]), also wegen Funk­
tionsunfähigkeit, für nichtig zu erklären ist. Der mit der unter 
Schutz gestellten Lösung beabsichtigte Effekt, die auf die Ab­
spannpunkte übertragene Seilzugkraft herabzusetzen, um so 
den baulichen Aufwand für die Abspannpunkte zu verringern, 
tritt gegenüber der herkömmlichen Abspannung ein, soweit 
ein gleicher maximaler Seildurchhang — nicht wie in der Erfin­
dungsbeschreibung ausgeführt ein gleicher Seildurchhang — 
zugrunde gelegt wird. Von dieser Interpretation der in der Er­
findungsbeschreibung enthaltenen Wirkungsangabe wird der 
sachkundige Leser zwangsläufig ausgehen, weil der maximale 
Seildurchhang der in den Standardwerken enthaltene wesent­
liche Parameter für die Bemessung von Freileitungen ist und 
weil der beabsichtigte Effekt bei den ohnehin notwendigen 
Berechnungen, die für die Errichtung von Freileitungsanlagen 
auf der Grundlage der Seilzustandsgleichung erforderlich sind, 
deutlich wird.

Zutreffend hat die Spruchstelle auch festgestellt, daß nicht 
nachweisbar war, daß die von den Erfindern vorgeschlagene 
'Lösung am Anmeldetag identisch vorbekannt war. In einer 
früheren Patentschrift ist zwar die Befestigung eines nicht 
abgespannten dünnen Leiters an einem abgespannten stärke­
ren Leiter beschrieben. Damit sollte aber nicht die mit dem 
Streitpatent verfolgte Aufgabe, die Seilzugkraft zu senken, 
bewirkt, sondern die Zugspannung des dünnen Seils ver­
ringert werden, um sein Zerreißen zu verhindern.

Das im Berufungsverfahren vom Kläger zusätzlich im Zu­
sammenhang mit der Problematik der Neuheit der Erfindung 
vorgetragenene Argument, wonach es ein seit langem bekann­
tes Prinzip sei, und zwar nicht nur auf dem Gebiet der Ener­
gieversorgung, zur Vergrößerung der Versorgungskapazität 
bestehenden Systemen weitere hinzuzufügen, hat keinen Be­
zug zur Prüfung der Erfindung auf ihre Neuheit. Es vermag 
im übrigen auch die Bejahung des technischen Fortschritts 
nicht in Frage zu stellen, ebenso hat es keinen Einfluß auf die 
Beurteilung der erfinderischen Leistung. Die weiteren Aus­
führungen des Klägers, die strittige Lösung nutze lediglich 
vorhandene .Reserven in der mechanischen Belastbarkeit, be­
rühren ebenfalls das Problem der Neuheit nicht und sind 
außerdem sachlich unrichtig, (wird ausgeführt)

Fehlende Neuheit liegt auch nicht auf Grund einer offen­
kundigen Vorbenutzung (§ 4 PatG [1950]) vor. Eine offen­
kundige Vorbenutzung in dem Sinne, daß die erfindungsge­
mäße Anlage vor Beginn der sechsmonatigen Schonfrist im 
Umspannwerk S. bereits so weit errichtet war, daß ein sach­
kundiger Betrachter die Lösung offenbar erkennen und nach- 
arbeiten konnte, ist nicht nachgewiesen worden. Die Be­
weisaufnahme des Senats hat dazu erbracht, daß bis zum 
maßgeblichen Zeitpunkt, dem 12. August 1978, die erfindungs­
gemäß anzubringenden nicht abgespannten Beiseile an den ab­
gespannten Leitern in dessen vom Strom durchflossenen Be­
reich mit Klemmen befestigt, nicht jedoch auch an den Tren­

nern und den Leistungsschaltern angeschlossen waren und 
daß die jeweiligen Endteile der Beiseile als Seilbündel an 
den abgespannten Leitern angehängt waren. Dieser Zustand 
verdeutlicht die Erfindung nicht in einem solchen Maße, daß 
sie als offenkundig bekannt angesehen werden müßte, weil 
dabei offenbleibt, welche Funktion die angehängten Beiseile 
haben, und weil daraus nicht hervorgeht, wie sie endgültig 
angeschlossen werden sollen, (wird ausgeführt)

Soweit es die erfinderische Leistung betrifft, die vorliegen 
muß, um im Nichtigerklärungsverfahren ein erteiltes Patent 
aufrechtzuerhalten, geht der Senat davon aus, daß die strittige 
Lösung dadurch charakterisiert wird, daß im Unterschied zum 
bekannten Stand der Technik zur Verringerung des Montage­
aufwandes — bei objektiver Betrachtung zur Einsparung von 
Zugfedern — nicht der gesamte Querschnitt eines Leiters ab­
gespannt wird. Diese Lösung ist nicht nur neu, sondern auch 
originell in dem Sinne, daß keine naheliegende Lösung im 
Hinblick auf die Mittel-Wirkung-Beziehung nachgewiesen 
werden konnte.

Davon geht auch die Spruchstelle aus. Sie verneint die 
erfinderische Leistung deshalb, weil die erreichte vorteilhafte 
Wirkung rechnerisch auf Grund des bekannten mathemati­
schen Zusammenhangs von Querschnitt des Seils und seiner 
Elastizität ermittelbar war.

Dieser Betrachtung vermag sich der Senat nicht anzu­
schließen, auch wenn, was selbstverständlich richtig ist, von 
einem Themensachbearbeiter verlangt werden muß, bekannte 
aufwendige Lösungen durch unaufwendigere zu ersetzen. Aus 
dem bekannten Zusammenhang von Querschnitt und Elasti­
zität folgt im Gegenteil zunächst nur, daß bei größerem Seil­
querschnitt eine höhere Seilzugkraft zu berücksichtigen ist. 
Die Erkenntnis, sich diesem Fakt dadurch zu entziehen, daß 
nur ein Teil des Seils — hier einer von mehreren Leitern — 
abgespannt wird, -folgt daraus nicht. Diese Erkenntnis, die im 
übrigen auch zu einem erheblichen volkswirtschaftlichen 
Nutzen geführt hat, weil sie von mehreren Betrieben ange­
wandt wird, ist schöpferisch.

Auf die Berufung war daher die Entscheidung der Spruch­
stelle aufzuheben und der Antrag auf Nichtigerklärung des 
Wirtschaftspatents abzuweisen.

§§ 2 Abs. 2 und 3, 28 ZPO.
1. Die Legitimation zur Geltendmachung eines Anspruchs 
(Aktivlegitimation) bzw. die Legitimation, in Anspruch ge­
nommen zu werden (Passivlegitimation), ergibt sich aus dem 
materiellen Recht. Grundsätzlich können nur die aus einem 
Rechtsverhältnis materiell Berechtigten und Verpflichteten 
aktiv bzw. passiv legitimiert sein. Liegt in einem solchen Fall 
eine Rechtsbeziehung in bezug auf den Streitgegenstand 
zwischen den Prozeßparteien nicht vor, kann eine Klage 
keinen Erfolg haben.
2. Stellt das Gericht bei der Prüfung der Klage fest, daß es 
an der Passivlegitimation des Verklagten mangelt, hat es den 
Kläger — unbeschadet dessen anwaltlicher Vertretung — auf 
die Notwendigkeit zur Änderung der Klage gegen die richtige 
Prozeßpartei hinzuweisen. Folgt der Kläger diesem Hinweis 
nicht, ist die Klage als unbegründet abzuweisen.
OG, Urteil vom 8. April 1986 - 2 OZK 14/86.

Die Klägerin ist Mieterin der in K. gelegenen Wohnung. Mit 
der Klage hat sie beantragt, die Verklagte zu verurteilen, die 
Zustimmung zum Einbau einer Außenwandgasheizung in der 
Wohnung zu erteilen, den Umbau zu dulden und sich an den 
Kosten zu beteiligen.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt und dazu 
vorgetragen: Eigentümerin des Wohnhauses, in dem sich die 
Wohnung befindet, sei Frau K. Diese habe sie lediglich bevoll­
mächtigt, alle Fragen, die das Haus betreffen, zu klären. Die 
Zustimmung für die beabsichtigte Baumaßnahme verweigere 
sie.

Das Kreisgericht hat die Verklagte Verurteilt, die Zustim­
mung zum Einbau einer Gasheizung in der Wohnung der 
Klägerin zu erteilen und zu den Kosten des Einbaus einen 
Anteil von 570 M zu zahlen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.


